
backup 
ü b e r r e i c h t  v o n  

 

 
Steuerfolgen der 

Rückerstattung von 
Banken 
 

Retrozessionen sind Ver-
gütungen, die Banken den 
Vermögensverwaltern für 
die entstandenen Gebüh-
ren entrichten. Es wird 
zwischen Banken-Retro-
zessionen und Produkte-
Retrozessionen unterschie-
den: 

Banken- 

Retrozessionen: Bank-
Kunden bezahlen für den 
Kauf und Verkauf von 
Wertschriften Gebühren in 
Form der sogenannten 
Courtage. Einen Teil dieser 
Courtagen überweisen die 
Banken den Vermögens-
verwaltern, welche die 
Transaktionen veranlasst 
haben. Die Kunden bezah-
len somit manchmal über-
höhte Gebühren. 
 
Produkte-

Retrozessionen: Produk-
teanbieter überweisen ei-
nen Teil der Management-
gebühren Vermögens-
verwaltern oder Banken, 
wenn sie deren Produkte 
in ihren Kundendepots hal-
ten. So wird zum Beispiel 
bei Anlagefonds das 
Fondsvermögen regelmäs-
sig mit Verwaltungs-
kommissionen belastet. 
Einen Teil dieser Kom-
missionen überweisen die 
Fondsleitungen denjenigen 
Banken, die diese Fonds-
anteile für ihre Kunden in 

deren Depots halten. 

Gemäss Bundesgerichtsur-
teil müssen die Banken 
nun einen Teil der Retro-
zessionen an die Kunden 
zurückzahlen. Dabei kom-
men folgende Steuerfolgen 
auf den Empfänger zu: 

• Banken-
Retrozessionen sind 
immer auf überhöhte 
Gebühren zurückzufüh-
ren. Sie entstehen mit 
der Anschaffung oder 
Umlagerung von Wert-
schriften und stellen 
steuerrechtlich damit 
Anlagekosten dar, die 
im Privatvermögen 
nicht als private Ver-
mögensverwaltungs-
kosten abzugsfähig 
sind. Deshalb führt die 
Rückerstattung zu kei-
nem steuerbaren Ein-
kommen und ist ein-

kommenssteuerlich 

nicht relevant.  
 
• Produkte-
Retrozessionen wer-
den in der Gewinn- und 
Verlustrechnung des 
Anlageprodukts als Auf-
wand verbucht und re-
duzieren damit dessen 
Ertrag. Werden solche 
Produkte-Retrozes-
sionen dem Steuer-
pflichtigen zurückbe-
zahlt, handelt es sich 
für diesen darum um 

steuerbaren Vermö-

gensertrag. 
 

Bei den Banken-Retrozes-

sionen hat der Steuer-
pflichtige den Beweis zu 
erbringen, dass es sich um 
steuerlich unbeachtliche 
Banken-Retrozessionen 
handelt. Gelingt dieser 
Nachweis nicht, stellen sie 
steuerbaren Vermögens-
ertrag dar. (Quelle: Steu-
eramt Kanton Zürich) ���� 
 
 

 
 
 

Nutzung von Ge-
schäftswagen nach 

der Freistellung 
 
Die Privatnutzung des Ge-
schäftswagens bedarf der 
Zustimmung des Arbeitge-
bers. Wird ein Arbeitneh-
mer freigestellt und wurde 
ihm die private Nutzung 
seines Geschäftswagens 
vertraglich zugesichert, so 
besteht dieser Anspruch 
grundsätzlich weiter. Der 
Arbeitgeber kann den Ge-
schäftswagen somit nicht 
einfach auf den Zeitpunkt 

März 2013 ���� 



der Freistellung zurückver-
langen. 

Es empfiehlt sich, klare 
schriftliche Regelungen zu 
treffen, nach denen bei-
spielsweise eine Obergren-
ze für Privatkilometer fest-
gelegt wird oder eine feste 
Entschädigung durch den 
Arbeitnehmer erfolgt. ���� 
 

 

 
 
 

Neue EU-Richtlinie 
zur Bekämpfung 

von Zahlungsaus-
fällen 
 
Das Zahlungsverhalten 
von ausländischen Unter-
nehmen ist je nach Land 
verschieden. Während 
deutsche Unternehmen 
Zahlungszeiträume von 25 
Tagen in der Regel einhal-
ten, betragen diese in Ita-
lien durchschnittlich mehr 
als 100 Tage. Es bestehen 
aber nicht nur Unterschie-
de zwischen Ländern, son-
dern auch zwischen Bran-
chen.  

Eine schleppende Zah-
lungsmoral hat erhebliche 
Risiken: Einerseits «spielt» 
der Verkäufer ungewollt 
Bank, anderseits steigt bei 
zunehmendem Zahlungs-
verzug auch das Risiko der 
Zahlungsausfälle. Die EU 
hat diese unerfreuliche 
Entwicklung zum Anlass 
genommen, eine Richtlinie 
zur Bekämpfung von Zah-
lungsverzug zu erlassen.  

Die EU will mit der neuen 
Richtlinie zur Bekämpfung 

von Zahlungsverzug im 

Geschäftsverkehr dem 
willkürlichem Zahlungsver-
zug einen einheitlichen 
Riegel vorschieben und vor 
allem den kleinen und mit-
telständischen Unter-
nehmen mehr Schutz vor 
Zahlungsausfallrisiken bie-
ten. 

Die Richtlinie muss von 
den Mitgliedstaaten bis 
zum 16. März 2013 in na-
tionales Recht umgesetzt 
werden und sieht vor, dass 
ein Schuldner 60 Tage 
nach dem Zeitpunkt des 
Eingangs der Rechnung 
bzw. nach dem Empfang 
der Ware ohne Mahnung in 
Verzug gerät. Gläubiger 
sind nicht mehr in der 
Pflicht, ihren Schuldnern 
vor Berechnung von Ver-
zugszinsen irgendeine Art 
der Erinnerung an die Zah-
lungsverpflichtung zu-
kommen zu lassen. Die 
Richtlinie bezieht sich aus-
schliesslich auf Transakti-
onen zwischen Unterneh-
men oder zwischen Unter-
nehmen und öffentlichen 
Behörden. 

Ab 2013 sind Gläubiger 
daher berechtigt, Zinsen 
sofort nach Ablauf des 
Zahlungsziels einzufor-
dern. Zudem ist für jeden 
Verzugsfall eine Entschä-
digung für Beitreibungs-
kosten von mindestens 40 
Euro vorgesehen. Längere 
Zahlungsfristen dürfen 
nach wie vor vertraglich 
vereinbart werden, jedoch 
nur, wenn sie nicht grob 
nachteilig für den Gläubi-
ger sind.  

Der gesetzliche Zinssatz 
für den Zahlungsverzug 
wird auf mindestens 8 Pro-
zentsatzpunkte über dem 
Bezugszinssatz der Euro-
päischen Zentralbank er-
höht werden. Ausserhalb 
der Euro-Zone wird der 

Zinssatz von der Zentral-
bank des jewieligen Lan-
des festgelegt. (quelle: 

eur-lex.europa.eu, Richtli-

nie 2011/7/EU) ���� 
 

 

 
 
 
Vereinfachtes AHV-

Verfahren nicht nur 

für Reinigungsper-
sonal 

 
Die Sozialversicherungs-
anstalten haben mit dem 
vereinfachten Verfahren 
ein Mittel geschaffen, um 
die Abrechnung der „Putz-
frau“ im privaten Haushalt 
zu vereinfachen. Der Ge-
setzestext ist aber nicht 
einschränkend, das heisst, 
dass die vereinfachte Ab-
rechnung auch für andere 
Berufsgruppen angewen-
det werden kann. 

So können zum Beispiel 
Verwaltungsrats-

Honorare auch im ver-

einfachten Verfahren 

abgerechnet werden. Im 
Vergleich zu der klassi-
schen Abrechnung erge-
ben sich interessante 
Steueroptimierungen, da 
die Quellensteuer sowohl 
für In- als auch Ausländer 
zur Anwendung kommt. 
Die Bedingung dabei ist, 
dass in dieser Gesellschaft 
die Lohnsumme nicht hö-
her als 55'680 Franken, 
das VR-Honorar nicht hö-
her als 20'880 Franken ist 
und alle Löhne im verein-



fachten Verfahren abge-
rechnet werden. Diese Be-
dingungen sind zum Bei-
spiel bei einer Sitzgesell-
schaft oder einer typischen 
Holdinggesellschaft ein-
gehalten. ���� 
 
 

Mankohaftung nicht 

für mehrere Mitar-
beiter anwendbar 
 
Die sog. Mankohaftung 
bezieht sich auf die Haf-
tung für Kassen-, Waren- 
oder Materialfehlbestände. 
Der Arbeitnehmer kann 
dabei nur für Schäden 
haftbar gemacht werden, 
die er in Verletzung einer 
vertraglichen Pflicht sel-
ber verursacht hat. Eine 
Überwälzung des Manko-
schadens auf mehrere Mit-
arbeiter ist nicht erlaubt. ���� 
 
 

Neue Verordnung 
über Mengenabga-

ben ab Januar 2013 
 
Der Bundesrat hat im 
Rahmen der Totalrevision 
des Messwesens per 1. 
Januar 2013 eine neue 
Verordnung über die Men-
genangabe im Offenver-
kauf und auf Fertig-
packungen erlassen. Darin 
wird insbesondere festge-
legt, dass Mengenangaben 
auf Fertigpackungen die 
Nettofüllmenge in den ge-
setzlich vorgesehenen Ein-
heiten ausweisen müssen. 
Neben zahlreichen Detail-
Änderungen wurde mit der 
Revision auch die Verant-
wortlichkeit für das An-
bringen der Mengendekla-
rationen neu geregelt. 

Künftig sind die Herstel-
ler immer dann verant-
wortlich, wenn eine Ware 
in der Schweiz oder im 

EWR hergestellt wurde. 
Für die formelle und in-
haltliche Korrektheit der 
Angaben auf Fertigpa-
ckungen aus anderen Län-
dern steht hingegen der 
Importeur in der Verant-
wortung. Noch ist nicht 
klar, ob die Verordnung 
auch für Angaben gilt, die 
in Online-Shops gemacht 
werden. Diese Frage wur-
de beim Ausarbeiten der 
Verordnung offenbar nicht 
bedacht. 

Wer einen Online-Shop mit 
Offenverkäufen betreibt, 
hat die Regelungen der 
neuen Verordnung mit 
Vorteil zu beachten und 
soweit möglich umzu-
setzen. Zu beachten ist 
ferner, dass ab Januar 
2013 die Verletzung der 
Pflicht zur Grundpreis-
angabe  = Preis je Men-

geneinheit, mit Strafe 
bedroht ist. Für eine Wi-
derhandlung kann eine 
Busse bis maximal 20'000 
Franken ausgesprochen 
werden. (Quelle: Mengen-
angabenverordnung und 

Bühlmann Rechtsanwälte, 

Zürich) ���� 
 

 

 
 
 

Rückkaufwerte von 
Leibrenten 

versteuern 
 
Das Bundesgericht hat 
entschieden, dass der 
Rückkaufswert einer rück-
kaufsfähigen Rentenversi-
cherung nicht nur während 

der Aufschubszeit, sondern 
auch nach Eintritt des ver-
sicherten Ereignisses mit 
der Vermögenssteuer zu 
erfassen ist. Demzufolge 
kann dieser Rückkaufswert 
auch als Schuld vom Ren-
tenzahler im Rahmen der 
Vermögenssteuer abgezo-
gen werden. (Quelle: BGE 
2C_337/2011 vom 1.5. 

2012) ���� 
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